
STADT VOERDE (Niederrhein) Voerde, 15.11.2023 
 

 

 
B E S C H L U S S  

 
aus der 11. Sitzung 

des Sozialausschusses 
am Dienstag, 14.11.2023 

 
 

 
Öffentliche Sitzung 
 

6. Unterbringung von Flüchtlingen in der Stadt Voerde 17/674 DS 
  

Beschluss: 
Der Ausschuss empfiehlt die nachfolgend genannten Maßnahmen zur Schaffung von Unter-
bringungskapazitäten für Flüchtlinge umzusetzen und die hierfür notwendigen Mittel im 
Haushalt einzustellen: 
 
1. Am Standort Scheltheide ist ein neuer Standort zur Unterbringung von Flüchtlingen mittels 
Wohncontainer und einem Platzangebot für 152 Personen zu errichten.  
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, ohne Enthaltungen 
 
 
2. Der Standort Schwanenstraße wird aufgelöst und nach Fertigstellung des Standortes 
Scheltheide im Kalenderjahr 2024 auf das Gelände an der TH Blumenanger, Friedrichsfeld 
verlagert. 
 
Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 4 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen 
 
 
3. Die Bestandsgebäude (Rahmstraße, Alte Bühlstraße 9 und 11, Nordturm) sind nach Fer-
tigstellung des Standortes Scheltheide zu renovieren bzw. zu sanieren.  
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, ohne Enthaltungen 
 
 
4. Die Raumkapazitäten in der Senioreneinrichtung Altes Rathaus sind -in Absprache mit der 
AWO und der Eigentümerin Wohnbau Dinslaken- zur Unterbringung von Flüchtlingen zu si-
chern und zu planen. 
 
Abstimmungsergebnis: 12 Ja-Stimmen, 1 Gegenstimme, 0 Enthaltungen 
 
 
5. Für die übergangsweise Sicherstellung von Unterbringungsmöglichkeiten ist die bis zuletzt 
als Mensa der Gesamtschule genutzte Turnhalle für die Unterbringung von Flüchtlingen vor-
übergehend herzurichten. Diese Nutzung ist befristet bis zur Fertigstellung der Kapazitäten 
gem. 1. und 4. Im Anschluss wird die Halle wieder für den Schul- und Sportbetrieb hergerich-
tet. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, ohne Enthaltungen 
 
 
6. Die zur Umsetzung der unter 1-4 beschriebenen Maßnahmen benötigten Mittel sind um-
gehend zu ermitteln und in den Haushalt einzustellen. Zur Gegenfinanzierung sind vor allem 
die zugewiesenen Bundesmittel für die Versorgung Geflüchteter in NRW (rd. 934 TEUR) in 
Ansatz zu bringen. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig, ohne Enthaltungen 

 
 
Abstimmungsergebnis: (kein Text vorhanden) 
 

 
 




